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Vorwort

In den Jahren seit 2018 hat der Gesetzgeber mit einer Vielzahl von Maßnahmen in das
Umfeld von Insolvenzen, Sanierungen und Restrukturierungen eingegriffen. Die Auswir-
kungen, insbesondere der aufgrund der Sanierungsrichtlinie der EU erlassenen Gesetzge-
bung auf die Vertragsgestaltung sind immens und bis zum heutigen Tag auch noch nicht
völlig bis zum Ende durchdacht. Überraschenderweise findet sich in der Vertragsgestaltung
das Problem der drohenden Restrukturierung und beispielsweise der Auswirkungen auf
Störfallklauseln wenig widergespiegelt. Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Personen-
gesellschaftsrechts (MoPeG) verbinden sich auch eine Vielzahl von Auswirkungen auf die
Vertragsgestaltung und eine Änderung der insolvenzrechtlichen Ausgangslage.

Die Corona-Pandemie wird nach Auffassung vieler Experten dazu führen, dass sich mit-
telfristig auch die Insolvenzzahlen und die Zahl der Restrukturierungsverfahren deutlich
erhöhen werden. All dies rückt das Insolvenzrecht und seine Auswirkungen auf die Gestal-
tungspraxis in den Vordergrund und hat uns dazu veranlasst, bereits drei Jahre nach der
letzten Auflage eine in weiten Teilen grundlegende Überarbeitung vorzunehmen und an
allen Stellen zu überprüfen, inwieweit die bisherigen Darstellungen und die zahlreichen
Muster für die Gestaltungspraxis einer Ergänzung und Anpassung bedürfen.

Die vorgelegte 3. Auflage beinhaltet nun ein neues Kapitel, das sich in Grundzügen
dem neuen Restrukturierungsverfahren widmet und dessen Auswirkungen auf die Praxis
darstellt.

Im Übrigen bleibt es dabei, dass wir der Gestaltungspraxis die Auswirkungen einer et-
waigen Insolvenz oder eines Restrukturierungsverfahrens vor Augen führen wollen und
insoweit Gefahren bei der Vertragsgestaltung und Lösungsmöglichkeiten aufzeigen. Eine
Vielzahl von Mustern, Formulierungshilfen und Hinweisen soll dazu beitragen, dass jeder,
der Vertragsgestaltung betreibt, sei es als Rechtsanwalt, Unternehmensjurist, Insolvenzver-
walter oder Notar, mit diesem Werk eine Hilfestellung erfährt.

Das Team der Herausgeber wurde unterstützt durch Frau Patricia Titze, Herrn Frank
Primozic, Herrn Dr. Jannik Weitbrecht, Herrn Mario Litta, Herrn Hannes Graf, Herrn Jens
Gehlich sowie Herrn Sebastian Herrler.

München/Dresden/Berlin, im Dezember 2021 Adolf Reul
Heribert Heckschen
Rüdiger Wienberg
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§ 1. Allgemeiner Überblick über das deutsche Insolvenzrecht
einschließlich des vorgelagerten Stabilisierungs- und

Restrukturierungsrahmens (StaRUG)

A. Der Begriff des Insolvenzrechts .............. ... ... ....................................... 2
B. Rechtliche Grundlagen, Reformanlass und -ziele ............................... ...... 3

I. Inkrafttreten der Insolvenzordnung im Jahr 1999 .................. ............. 3
II. Vom Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unternehmen

(ESUG) bis zum Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz
(SanInsFoG) ........ .......... ... ... ... .... ... ... ....... ................................ 4
1. Vorhersehbarkeit der verfahrensleitenden Person ........................... 4
2. Eingriff in die Rechte der Anteilsinhaber (zB Debt-Equity-Swap) ...... 7
3. Sonstige Verbesserungen des Insolvenzplanverfahrens ......... ............. 8
4. Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der Rechtssicherheit bei
Anfechtungen nach der InsO und dem AnfG im Jahr 2017 .............. 8

5. Inkrafttreten des Gesetzes zur Erleichterung der Bewältigung von
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Verfügung ...... ...... .... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 107

8. Antragstellung durch den Notar ........... ................................. ... 109
9. Umfang der Sicherungswirkung einer Vormerkung (§ 106 Abs. 1 S. 2
InsO) ................. .... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 110

10. Kein Vormerkungsschutz bei der Verwalterversteigerung ................. 112
11. Eintragung einer Vormerkung und Anspruch auf Auflassung und

Lastenfreistellung ................ .... ... ... .......... ............................. 114
12. Vormerkungsschutz bei Zubehör ........................................ ...... 116
13. Vormerkungsschutz bei mitverkauften beweglichen Gegenständen ..... 116
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II. Verwalter wählt Nichterfüllung ........... .......................................... 244
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2. Geltendmachung des Nichterfüllungsschadens ........... ................... 244
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Insolvenzverfahrens ............ .... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 260

I. Insolvenz der Gesellschaft ............... ... ... ....................................... 260
1. Allgemeines ......... ....... ... ... .... ... ... ....... ................................ 260
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4. Höchstpersönliche Rechte ............ ... ....................................... 320
5. Vinkulierungsregelungen ............. ... ....................................... 321
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II. Umwandlungsmaßnahmen zur Bewältigung der Krise ............ ............. 382
1. Gründe für Umwandlungsmaßnahmen in der Krise .......... ............. 382
2. Umwandlungsmaßnahmen vor der Krise ................................. ... 383
3. Umwandlungsmaßnahmen vor dem Antrag auf Eröffnung des
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I. Ansprüche des Insolvenzverwalters gegen den Gesellschafter ................. 417

1. Gegen den GbR-Gesellschafter ............ .................................... 417
2. Gegen den Kommanditisten ................ .................................... 424

Inhaltsverzeichnis

XVII



3. Gegen den GmbH-Gesellschafter ......... .................................... 434
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VIII. Vorausvermächtnis/Teilungsanordnung ..................................... ...... 662
IX. Hinweise zum Steuerrecht ................ ... ... .................................... 663

1. Erbschaftsteuer ...... .......... ... .... ... ... .......... ............................. 663
2. Einkommensteuer ............... .... ... ... ....... ................................ 667
3. Umsatzsteuer ............... ... ... .... ... ... ... .................................... 668

C. Regelungen für den Fall des Wegfalls der Überschuldung ........................... 669
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1. Rechtsübertragung .................. ... ... ... .................................... 712
2. Anfechtbarkeit; strafrechtliche Relevanz ........................ ............. 712
3. Pflichten des Notars ................. ... ... ....................................... 712
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1. Gütergemeinschaft .............. .... ... ... ....... ................................ 715
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2. Unterhaltsansprüche im Restschuldbefreiungsverfahren ................... 765

D. Vereinbarungen zum Versorgungsausgleich ......... .................................... 766
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E. Erlöschen der durch den Insolvenzverwalter erteilten Vollmacht ................... 781
I. Nach Amtsbeendigung .................. ... ... ....... ................................ 781
II. Bei Auswechslung des Insolvenzverwalters .............................. ......... 782
III. Nach Freigabe ..... .......... ... ... ... .... ... ... ....... ................................ 782

§ 8. Aufgaben des Insolvenzverwalters
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13. Bindungswirkung von Erwerbsgeschäften und Verfügungen des
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I. Auskunftsrecht nach § 97 InsO und Verschwiegenheitspflicht nach § 18
BNotO ................. ... .... ... ... ... .... ... ... ....................... ................ 960

II. Erteilung von Ausfertigungen und Einsicht in Nebenakten ...... ............. 961
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IV. Nachträgliche Kenntnis vom Anfechtungsgrund oder der

Unwirksamkeit ....... ....... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 969
D. Notarielle Belehrungspflichten ............... ... ... ... .................................... 970

I. Belehrung über die Anfechtungsvorschriften .................................... 970
II. Belehrung über die Restschuldbefreiung ......................................... 973
III. Belehrung über wirtschaftliche Schwierigkeiten ................... ............. 973

E. Teilnahme des Notars bei Insolvenzstraftaten ....... ................................. ... 975

Inhaltsverzeichnis

XXVI



§ 11. Gesamtmuster

A. Dauerwohnrecht ............... .... ... ... ... .... ... ... .......................... ............. 981
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